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NRW. S. 666) in der jeweils geltenden Fassung ent­
sprechend." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorange­
stellt: 

„(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung 
sind verpflichtet, in ihrer Tätigkeit ausschließlich 
nach dem Gesetz und ihrer freien, nur durch Rück­
sicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Über­
zeugung zu handeln; sie sind an Aufträge nicht ge­
bunden." 

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Ab­
sätze 2 und 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt 
gefasst: 
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„(4) Neben den Entschädigungen, die den ehren­
amtlichen Mitgliedern der Verbandsversammlung 
nach Absatz 3 zustehen, erhalten 

1. die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Ver­
bandsversammlung, 

2. die stellvertretenden Vorsitzenden der Verbands­
versammlung und weitere Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter, 

3. Vorsitzende von Ausschüssen der Verbandsver­
sammlung, 

4. Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit min­
destens acht Mitgliedern auch eine stellvertre­
tende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vor­
sitzender, mit mindestens 16 Mitgliedern auch 
zwei und mit mindestens 24 Mitgliedern auch 
drei stellvertretende Vorsitzende -

eine vom für Inneres zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung festzusetzende angemes­
sene Aufwandsentschädigung. Durch Satzung kön­
nen einzelne Ausschüsse von der Regelung in 
Satz 1 Nummer 3 ausgenommen werden." 

Artikel 5 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes 

In § 3 Absatz 2 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. 454, ber. S. 509; 1999 S. 70), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 442) geändert worden ist, wird die Angabe „2, 4 oder 
6" durch die Angabe „2, 4, 6, 8 oder 10" ersetzt. 
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Artikel 6 
Änderung des Sparkassengesetzes 

Das Sparkassengesetz vom 18. November 2008 (GV. 
NRW. S. 696), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 490) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

§ 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Hauptverwaltungs­
beamte" die Wörter „in beratender Funktion gemäß 

§ 10 Absatz 4" eingefügt. 

b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Mitgliedschaft von Hauptverwaltungsbeamten 
im Verwaltungsrat und in dessen Ausschüssen gilt als 
Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst. Gleiches gilt 
für die Tätigkeit von Hauptverwaltungsbeamten in 
beratender Funktion gemäß§ 10 Absatz 4." 

Artikel 6a 
Übergangsregelung 

Satzungen der Gemeinden und Kreise zur Festlegung des 
Regelstundensatzes und des Höchstbetrags für den Er­
satz des Verdienstausfalls nach § 45 Absatz 2 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen be­
ziehungsweise § 30 Absatz 2 der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in der bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung sowie Satzungen der 
Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe 
sowie des Regionalverbands Ruhr zur Festsetzung einer 
Aufwandsentschädigung für die Vorsitzenden und stell­
vertretenden Vorsitzenden der Landschaftsversammlung 
beziehungsweise der Verbandsversammlung sowie der 
Fraktionen nach§ 16 Absatz 2 der Landschaftsverbands­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beziehungs­
weise § 12 Absatz 3 des Gesetzes über den Regionalver­
band Ruhr in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung bleiben bis zum Inkrafttreten ent­
sprechender Regelungen durch eine Rechtsverordnung 
des für Inneres zuständigen Ministeriums wirksam. 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 9 
tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Artikel 1 Nummer 6, Ar­
tikel 2 Nummer 4, Artikel 3 Nummer 8 und Artikel 4 
Nummer 1 treten mit Beginn der Wahlperiode der im 
Jahr 2020 anlässlich der allgemeinen Kommunalwahlen 
gewählten kommunalen Vertretungen in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. November 2016 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

(L. S.) 
Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 
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Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  
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Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung und Nutzung 

von Wohnraum für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
Vom 15. November 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 772), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10. April 2014 (GV. NRW. S. 269) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 bis 4 werden durch die folgenden 
Nummern 1 bis 6 ersetzt: 

„1. 330 Euro für jede häuslich pflegebedürftige Per­
son des Pflegegrades 1; 

2. 665 Euro für jede häuslich pflegebedürftige Per­
son des Pflegegrades 2 oder jede schwerbehin­
derte Person mit einem Grad der Behinderung 
von 50 bis unter 80; 

3. 1 330 Euro für jede häuslich pflegebedürftige 
Person des Pflegegrades 3 oder jede schwerbe­
hinderte Person mit einem Grad der Behinde­
rung von 80 bis unter 100 oder für jede häuslich 
pflegebedürftige Person des Pflegegrades 1 mit 
einem Grad der Behinderung von unter 80; 
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4. 2 100 Euro für jede häuslich pflegebedürftige 
Person des Pflegegrades 2 oder 3 mit einem 
Grad der Behinderung von unter 80 oder für 
jede häuslich pflegebedürftige Person des Pfle­
gegrades 1 mit einem Grad der Behinderung 
von wenigstens 80; 

5. 4 500 Euro für jede häuslich pflegebedürftige 
Person des Pflegegrades 4 oder jede schwerbe­
hinderte Person mit einem Grad der Behinde­
rung von 100 sowie für jede häuslich pflegebe­
dürftige Person der Pflegegrade 2 oder 3 mit 
einem Grad der Behinderung von wenigstens 80; 

6. 5 830 Euro für jede häuslich pflegebedürftige 
Person des Pflegegrades 5 sowie für jede häus­
lich pflegebedürftige Person des Pflegegrades 4 
mit einem Grad der Behinderung von wenigs­
tens 80;'.' 

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die Num­
mern 7 bis 10. 

2. § 36 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 Absatz 1 Satz 3 bis 7 ist entsprechend anzuwen­
den.'' 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

Düsseldorf, den 15. November 2016 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö h r m a n n 

Der Finanzminister 
zugleich für den Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk 

Dr. Norbert W a 1 t e r - B o r j a n s 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Rainer S c h m e 1 t z e r 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 
zugleich für die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Johannes R e m  m e 1 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r o s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

zugleich für die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Svenja S c  h u 1 z e 
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Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 

Franz-Josef L e r  s c h - M e n s e 

- GV. NRW. 2016 S. 970 

Verordnung 
zur Regelung des Wohnsitzes für anerkannte 
Flüchtlinge und Inhaberinnen und Inhaber 

bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel 
nach dem Aufenthaltsgesetz 

(Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung-AWoV) 

Vom 15. November 2016 

Auf Grund des§ 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati­
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der zu­
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. März 2000 
(GV. NRW. S. 462) geändert worden ist, insoweit nach 
Anhörung der fachlich zuständigen Ausschüsse, und 

§ 12a Absatz 9 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBL I 
S. 162), der durch Artikel 5 des Gesetzes vom 31. Juli 
2016 (BGBL I S. 1939, 1942) eingefügt worden ist, ver­
ordnet die Landesregierung: 

§1 
Anwendungsbereich 

Diese Rechtsverordnung regelt die Zuweisung des Wohn­
sitzes nach§ 12a Absatz 9 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBL I. S. 162), der durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
31. Juli 2016 (BGBL I. S. 1939, 1942) eingefügt worden 
ist, von Ausländerinnen und Ausländern nach § 2 dieser 
Verordnung. Die Regelungen des Teilhabe- und Integrati­
onsgesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97) blei­
ben insoweit unberührt. 

§2 
Personenkreis 

Die Rechtsverordnung gilt für Ausländerinnen und Aus­
länder, die als Asylberechtigte, Flüchtlinge im Sinne von 

§ 3 Absatz 1 des Asylgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I. 
S. 1798), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. 
Juli 2016 (BGBL I. S. 1939, 1946) geändert worden ist, 
oder subsidiär Schutzberechtigte im Sinne von § 4 Ab­
satz 1 des Asylgesetzes anerkannt worden sind oder 
denen nach § 23 Absatz 1 oder nach § 25 Absatz 3 des 
Aufenthaltsgesetzes erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt worden ist und die der Verpflichtung nach § 12a 
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes unterliegen. 

§3 
Aufnahmepflicht der Gemeinden 

Die zum Wohnort bestimmten Gemeinden sind verpflich­
tet, Ausländerinnen und Ausländer nach § 2 aufzuneh­
men. 

§4 
Integrationsschlüssel 

(1) Zur Förderung der nachhaltigen Integration der Aus­
länderinnen und Ausländer nach § 2 in die Lebensver­
hältnisse des Landes Nordrhein-Westfalen wird für das 
Verfahren zur Zuweisung des Wohnsitzes ein landesin­
terner Schlüssel nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 gebil­
det (Integrationsschlüssel). 

(2) Der Integrationsschlüssel wird gebildet aus dem 

1. Einwohneranteil der Gemeinden an der Gesamtbevöl­
kerung des Landes mit einem Anteil von 80 Prozent; 
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